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Einleitung 

Der "Hoechst" - Fall l 

In den letzten Januartagen des Jahres 1987 spielte sich Unerhörtes ab. 

Mit einer Nachprüfungsentscheidung der Kommission2 sowie einem schrift-
lichen Prüfungs auf trag und einer Vollzugsanordnung des Präsidenten des Bun-
deskartellamts ausgestattet, waren am Dienstag, den 20.1.1987, gegen 10 Uhr 
morgens zwei Inspektoren der EG-Kommission - ein Deutscher und ein Nicht-
deutscher - sowie ein Beamter des Bundeskartellamts am Sitz der Firma 
Hoechst AG in Frankfurt erschienen, um eine kartellrechtliche Nachprüfung 
gemäß Art. 14 va Nr. 173 durchzuführen. Sie übergaben dem Leiter der 
Rechtsabteilung, der sie empfangen hatte, die Nachprüfungsentscheidung der 
Kommission sowie den schriftlichen Prüfungsauftrag und die Vollzugsanord-
nung des Präsidenten des Bundeskartellamts. 

Die Firma Hoechst AG erklärte nach Besprechung der Sachlage mit den In-
spektoren und interner Abstimmung jedoch, die Nachprüfungsentscheidung er-
fülle inhaltliche Mindestanforderungen nicht; überdies werde ohne richterliche 
Anordnung eine Durchsuchung beansprucht. Die Hoechst AG, die den Inspek-
toren immerhin Einlaß gewährt hatte, bestritt zwar nicht deren Recht auf Zutritt 
im Falle einer ordnungsgemäßen Nachprüfung. Die Vorlage von Unterlagen 

I Zur Sachverhaltsdarstellung vgl. den Sitzungsbericht des berichterstattenden 
Richters 19lesias zum "Hoechst"-Urteil des EuGH vom 21.9.1989, verb. RS. 46/87 und 
227/88 (Hoechst AG ./. Kommission), Slg. 1989, S. 2859 ff., 2863 f. [weitere FundsteI-
len des Urteils: NJW 1989, 3080 ff.; BB 1989, 2275 ff.; DB 1989, 2112 ff.; EuGRZ 
1989, 395 ff.; WuW/E EWGIMUV 849 ff.]; sowie die Ausführungen des Generalan-
walts zum tatsächlichen Geschehen, siehe GA Mischo, Schlußanträge in den verb. RS. 
46/87 u. 227/88 (Hoechst AG ./. Kommission), in der RS. 85/87 (Dow Benelux N.V . ./. 
Kommission) u. in den verb. RS. 97, 98 u. 99/87 (Dow ChemicaJ Iberica S.A., AIcudia 
S.A. u. Empresa Nacional dei Petroleo S.A. ./. Kommission), Slg. 1989, S. 2875 ff., 
2897 f.; darüberhinaus insbes. NiederleithingerlHeld, 4. Aufl., S. 313 ff., sowie 5. Aufl., 
S. 327 ff.; Grunwald, EuR 1988, 209 f.; Satz}cy, S. 7; Cath, NJ.C.M. 1991, S. 28 ff.; 
Rivalland, S. 85; Schurti, LJZ 1993, 26; Nockelmann, S. 1 f.; Schrie/ers, WuW 1993, 
103; sowie die umfangreiche Berichterstattung in der Tages- und Wochenpresse. 

2 Vom 15.1.1987. 
3 Verordnung Nr. 17 des Rates: Erste Durchführungsverordnung zu den Artikeln 85 

und 86 des Vertrages vom 6. Februar 1962, ABI. S. 204, in Kraft getreten am 11.5.1962. 
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sowie die Duldung der Nachprüfung insgesamt verweigerte die Hoechst AG im 
konkreten Fall jedoch. Die Beamten verließen daraufhin das Firmengelände. 

Am Nachmittag des 22.1.1987 erschienen erneut sieben Bedienstete der 
Kommission, zwei Beamte des Bundeskartellamts sowie zwei Beamte der 
hessischen Schutzpolizei in Zivilkleidung bei der Hoechst AG. Geplant war, 
daß die deutschen Beamten unmittelbaren Zwang ausüben sollten, von deut-
scher Seite jedoch mit der Einschränkung, daß sie keine Unterlagen im Wege 
der Durchsuchung beschaffen sollten. Die Firma Hoechst AG erklärte auf den 
erneuten Vorstoß, sie werde an der Nachprüfung, deren Durchführung im übri-
gen den Tatbestand des Hausfriedensbruchs erfülle, nicht mitwirken und diese 
nicht dulden, da diese rechtswidrig sei; aktiven Widerstand werde die Hoechst 
AG jedoch nicht leisten. Die Beamten der Schutzpolizei zogen sich daraufhin 
unter Hinweis auf eine Weisung des hessischen Innenministeriums zurück, der-
zufolge sie sich an einer Durchsuchungsaktion bei der Firma Hoechst AG nicht 
beteiligen sollten. Die Inspektoren der Kommission suchten anschließend -
ebenso am folgenden Tag - einzelne Büros im Verwaltungsgebäude der 
Hoechst AG auf. Auch in diesen Fällen verweigerten die Mitarbeiter der 
Hoechst AG jede Mitwirkung; aktiven Widerstand leisten sie jedoch nicht. Die 
Nachprüfung wurde schließlich ergebnislos abgebrochen. 

Noch am 23.1.1987 erließ das Verwaltungsgericht Frankfurt auf Antrag der 
Hoechst AG eine einstweilige Anordnung, durch die die Vollstreckung aus der 
Vollzugsanordnung des Bundeskartellamts einstweilen ausgesetzt wurde. 

Am 29.1.1987 forderte die Kommission die Hoechst AG per Fernschreiben 
auf, bis zum 2.2.1987 ihre Bereitschaft zu erklären, die Nachprüfung zu dulden, 
anderenfalls werde sie ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000 Ecu für jeden Tag 
des Verzugs ab Zustellung der Entscheidung festsetzen. 

In ihrer Antwort auf das Fernschreiben der Kommission hielt die Hoechst 
AG am 2.2.1987 ihre ablehnende Auffassung aufrecht. Die Kommission setzte 
daraufhin am 3.2.1987 gegen die Hoechst AG ein Zwangsgeld in Höhe von 
1.000 Ecu pro Tag gemäß Art. 16 Abs. llit. d va Nr. 17 fest. 

In der Folge beantragte das Bundeskartellamt beim Amtsgericht Frankfurt 
den Erlaß einer Durchsuchungsanordnung, den das Gericht am 12.2.1987 je-
doch mit der Begründung ablehnte, der Antrag sei zwar zulässig, aber mangels 
Tatverdachts unbegründet. Das Gericht vertrat dabei die Auffassung, auch 
Nachprüfungen gemäß Art. 14 va Nr. 17 stünden unter dem Richtervorbehalt 
des Art. 13 Abs. 2 GG. 

Am 16.2.1987 beantragte die Hoechst AG beim Europäischen Gerichtshof 
den Erlaß einer einstweiligen Anordnung, mit der die Nachprüfungsentschei-
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dung vom 15.1.1987 und die Festsetzung des Zwangsgeldes vom 3.2.1987 
durch die Kommission ausgesetzt werden sollten. 

Am 20.2.1987 hob das VG Frankfurt nach Einspruch des Bundeskartellamts 
seinen Beschluß vom 23.1.1987 wieder auf und verwies die Sache zuständig-
keitshalber an das Kammergericht Berlin. 

Am 26.2.1987 erhob die Hoechst AG beim EuGH Klage mit dem Ziel der 
Nichtigerklärung der Nachprüfungsentscheidung vom 15.1.1987 und der Ent-
scheidung über die Festsetzung eines Zwangs geldes vom 3.2.1987. 

Am 26.3.1987 lehnte der EuGH den beantragten Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung auf Aussetzung des Vollzuges der Entscheidungen der Kommission 
vom 15.1. und 3.2.1987 ab.4 Desgleichen wurde das Verfahren vor dem Kam-
mergericht Berlin in der Folgezeit für erledigt erklärt, nachdem das Bundes-
kartellamt erklärt hatte, daß es ohne eine richterliche Durchsuchungsanordnung 
eine Durchsuchung nicht vornehmen werde. 

Am 31.1.1987 erließ das Amtsgericht Frankfurt auf Antrag des BKartA 
schließlich eine Durchsuchungsanordnung gegen die Hoechst AG, nachdem das 
BKartA nunmehr ausreichendes Belastungsmaterial vorgelegt hatte. 5 In der 
Durchsllchungsanordnung wurde den beauftragten Bediensteten der Kommis-
sion gestattet, die Geschäftsräume der Hoechst AG zum Zwecke der Durchsu-
chung zu betreten. Das Amtsgericht wich damit von dem Antrag des BKartA 
ab, das die Durchsuchungsanordnung für sich beantragt hatte. 

Am Donnerstag, den 2.4.1987, und Freitag, den 3.4.1987, legte die Hoechst 
AG bei der nun durchgeführten Nachprüfung die geforderten Unterlagen vor 
und widersetzte sich der Nachprüfung nicht länger. 6 

4 Siehe EuGH, Beschluß des Präsidenten des Gerichtshofes v. 26.3.1987, RS. 46/87 
R (Hoechst AG ./. Kommission), Slg. 1987, S. 1549 ff. = WuWIE EWGIMUV 748 = 
[1988] 4 C.M.L.R. 430. 

5 Die Vorlage dieses Belastungsmaterials war dem BKartA erst möglich geworden, 
nachdem die Kommission dieses Material in das einstweilige Anordnungsverfahren vor 
dem EuGH eingeführt hatte und das BKartA auf diese Weise von diesen Unterlagen 
Kenntnis erlangt hatte. 

6 Die endgültige Höhe des Zwangsgeldes setzte die Kommission durch Entschei-
dung vom 15.1.1987 auf 55.000 Ecu fest. Die Hoechst AG erhob gegen diese Entschei-
dung am 26.5.1988 ebenfalls Nichtigkeitsklage (vom EuGH später mit der Klage vom 
26.2.1987 verbunden). - Das Vertragsverletzungsverfahren, das die Kommission im Zu-
sammenhang mit der fehlgeschlagenen Nachprüfung bei der Firma Hoechst AG gegen 
die Bundesrepublik Deutschland zunächst eingeleitet hatte, wurde im übrigen von der 
Kommission im Hinblick auf die laufenden Verfahren bei dem EuGH sowie die inzwi-
schen tatsächlich durchgeführte Nachprüfung nicht weiter verfolgt. 


